
 

 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Einladung, zur geplanten Revision des Bundesgesetzes über die Gleich-
stellung von Frau und Mann Stellung zu nehmen.  

Wir begrüssen, dass der Bundesrat mit dem vorliegenden Entwurf Schritte hin zur besseren Durch-
setzung der Lohngleichheit unternimmt. Denn fast 35 Jahre nach Einführung des Verfassungsauf-
trags, für gleichwertige Arbeit den gleichen Lohn zu bezahlen, besteht das diskriminierende Lohnge-
fälle zwischen Männern und Frauen weiterhin fort. Daran haben auch freiwillige Massnahmen wie 
der Lohngleichheitsdialog nichts ändern können. Wir teilen die Auffassung der Autorinnen und Au-
toren der Regulierungsfolgenabschätzung (RFA), dass staatliche Massnahmen zur Durchsetzung 
der Lohngleichheit nun zwingend sind. Wir sind jedoch der Meinung, dass der vorliegende Revisi-
onsentwurf bei weitem nicht genügt, um die Lohngleichheit umzusetzen. Um die Lohndiskriminie-
rung zu bekämpfen und den Verfassungsauftrag zu erfüllen, braucht es weitergehende Massnah-
men und die Übernahme der Verantwortung durch den Bund. Der vorliegende Entwurf belässt es 
beim Status Quo, wonach die Unternehmen verantwortlich sind für die Einhaltung der Verfassungs-
vorschrift und diese folglich auf quasi freiwilliger Basis geschieht.  

Wir erwarten deshalb vom Bundesrat ein entschiedenes Vorgehen gegen Lohndiskriminierung und 
dessen Umsetzung in der Gesetzesrevision: Die Verantwortung für die Lohnanalysen darf nicht allein 
bei den Unternehmen und externen Kontrollstellen liegen. Die Schweiz hat eine Tradition, arbeits-
marktrelevante Fragen tripartit zu begleiten, so beispielsweise die Umsetzung der Personenfreizü-
gigkeit. Es ist uns unverständlich, dass bei der wichtigen Frage der Lohngleichheit von diesem Vor-
gehen abgewichen werden soll. Gemeinsam mit den Sozialpartnern muss der Staat die Verantwor-
tung für die Umsetzung des Verfassungsauftrags übernehmen und die unternehmensinternen 
Lohnkontrollen mit staatlichen Stichproben überprüfen. Der Verzicht auf Sanktionen bei Gesetzes-
verletzungen ist juristisch widersinnig, der Vorschlag ist entsprechend befremdlich und einzigartig in 
der Gesetzgebung. Die Nichteinhaltung des Gesetzes – Nichtdurchführen der Kontrollen, Nichtpub-
lizieren der Ergebnisse, Verzicht auf Korrektur von aufgedeckter Lohndiskriminierung – muss des-
halb zwingend staatlich sanktioniert werden. Des Weitern erwarten wir den zwingenden Einbezug 
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 der Gewerkschaften bei den Kontrollen auf Branchen- oder Unternehmensebene sowie in einer 
 Tripartiten Kommission auf Bundesebene, die die entsprechende Behörde bei der Umsetzung 
 des Gesetzes begleitet. Denn die nachhaltige Umsetzung der Lohngleichheit bedingt maximale 
 Transparenz gegenüber Arbeitnehmenden und ihrer Vertretung.  

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund hält deshalb an den Forderungen fest, die er am 12.  
Juni 2014 in einem offenen Brief an den Bundesrat formuliert hat:  

 Regelmässige Lohnüberprüfungen in allen Betrieben des privaten und öffentlichen Bereichs; 

 Verantwortung für die Überprüfungen bei einer Nationalen Behörde mit Durchsetzungskom-
petenzen; 

 Einbezug der Sozialpartner in einer Tripartiten Kommission auf Bundesebene und bei den 
Kontrollen auf Betriebsebene;  

 innerbetriebliche Lohntransparenz und Nulltoleranz bei festgestellter Diskriminierung. 

Wir sind der Meinung, dass die Umsetzung dieser Forderungen zwingend ist, um der fortbeste-
henden Lohndiskriminierung von Frauen in Schweizer Unternehmen wirksam zu begegnen. Wir 
bitten Sie deshalb, nachfolgende Vorschläge bei der Revision des Gleichstellungsgesetzes zu be-
rücksichtigen.  

Zu den Vorschlägen im Einzelnen 

Art. 13a Pflicht zur Durchführung einer Lohnanalyse 

Die Pflicht zur Durchführung einer Lohnanalyse ist ein wichtiges Instrument zur Beseitigung der 
Lohndiskriminierung. Zwingend ist, dass die ganze Lohnstruktur eines Unternehmens erfasst 
wird. Sind nur Arbeitgeber mit mehr als 50 Angestellten in der Pflicht, schliesst das 98% der Un-
ternehmen sowie 46% der Beschäftigten von der Pflicht aus, was bei der Umsetzung eines Ver-
fassungsanspruchs inakzeptabel ist. Die Pflicht muss deshalb auch für Arbeitgeber mit weniger 
als 50 Mitarbeitenden gelten. Ein entsprechendes Analyseinstrument muss rasch bereitgestellt 
werden. Weiter erachten wir Kontrollen mindestens alle drei Jahre als zwingend, um das Ziel der 
Lohngleichheit zu erreichen.  

Art. 13b Methode der Analyse 

Die Analysemethode und die beigezogenen den Lohn erklärenden Variablen müssen wissen-
schaftlich anerkannt und diskriminierungsfrei sein. Wir lehnen die Festlegung der Kriterien einzig 
durch den Bundesrat klar ab: Die Anerkennung von Analysemethoden darf nicht zur politischen 
Frage werden, sondern muss von der entsprechenden Behörde (EBG) unter Einbezug von Exper-
tinnen und Experten durchgeführt werden. Nur so kann garantiert werden, dass Methoden und 
erklärende Variablen wissenschaftlich anerkannt und diskriminierungsfrei sind. Wir schlagen 
deshalb folgende Änderung vor:  

3 (neu) Die zuständige Behörde legt die Kriterien fest, die bei der Anerkennung einer Methode zu 
berücksichtigen sind. Sie wird dabei von der Tripartiten Kommission (Lohngleichheitskommissi-
on) begleitet.  
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Desweitern fordern wir angesichts der Methodenvielfalt eine Senkung der im Beschaffungswesen 
angewandten Toleranzschwelle auf max. 2%, insbesondere, wenn die Analyse um weitere erklä-
rende Variablen ergänzt wird.  

Die zugelassenen Methoden müssen in regelmässigen Abständen evaluiert und auf ihre Eignung 
zur Feststellung von Lohndiskriminierung geprüft werden. Erfüllen sie die Prüfung nicht, muss 
ihnen die Zulassung wieder entzogen werden.  

Art. 13c Kontrolle der Lohnanalyse 

Der erläuternde Bericht hält fest, dass das materielle Ergebnis der Lohnanalyse nicht überprüft 
werden muss. Wir sind dagegen klar der Ansicht, dass die Kontrollstellen nicht nur die korrekte 
Durchführung der Lohnanalyse, sondern auch deren Datengrundlage und insbesondere die Er-
gebnisse überprüfen müssen.  

Art. 13d Externe Kontrollstellen 

Wir sind der Ansicht, dass die Überwachung der Lohngleichheit eine staatliche sowie sozialpart-
nerschaftliche Aufgabe ist und die Verantwortung dafür bei einer entsprechenden Bundesbehör-
de liegen muss. Das Fachwissen und die Erfahrung von Selbstregulierungsorganisationen in Sa-
chen Lohnanalysen beurteilen wir als ungenügend, was zu Fehlern führen kann. Ebenso befürch-
ten wir ein gewisses Missbrauchspotenzial angesichts möglicher Interessenskonflikte. Wir erklä-
ren uns jedoch einverstanden damit, dass Revisionsstellen die externen Kontrollen in Vertretung 
der Bundesbehörde übernehmen, falls sie durch diese anerkannt und entsprechend geschult 
sind. Ebenfalls erachten wir den Einbezug der Sozialpartner bei den Kontrollen als zwingend, um 
Transparenz zu gewährleisten. Dies kann im Rahmen der externen Kontrollen oder im Rahmen 
einer Information mittels Kontrollbericht (vgl. Art. 13e) geschehen. Möglich bleiben muss eben-
falls die sozialpartnerschaftliche Lohnanalyse im Rahmen der GAV, wie sie schon jetzt bisweilen 
geschieht. Wir schlagen folgende Neuformulierung vor:  

Art. 13 d (neu) Die Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber ziehen für die Lohnanalyse und deren Kon-
trolle wahlweise ein durch die zuständige Behörde anerkanntes und geschultes Revisionsunter-
nehmen, eine Organisation gemäss Artikel 7 oder eine Arbeitnehmendenvertretung gemäss dem 
Mitwirkungsgesetz vom 17. Dezember 1993 bei.  

Art. 13e Kontrollbericht 

Für den Fall, dass die Kontrolle nicht unter Einbezug einer Arbeitnehmendenvertretung durchge-
führt wird, muss diese Einsicht in den Kontrollbericht erhalten. Wir schlagen hierfür folgende 
Formulierung vor: 

Art. 13 e (ergänzt) Die Kontrollstellen erstellen einen Bericht über die Durchführung der Lohnana-
lyse zuhanden der Führung des kontrollierten Unternehmens sowie der Arbeitnehmendenvertre-
tung gemäss Art. 7 oder dem Mitwirkungsgesetz vom 17. Dezember 1993 und der zuständigen 
Gewerkschaft.  
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Art. 13e bis Meldung und Veröffentlichung von Pflichtverletzungen 

An der vorgeschlagenen Variante muss als Minimallösung festgehalten werden. Wir erachten 
diese jedoch als ungenügend, um die Lohndiskriminierung von Frauen durch Arbeitgeber 
nachhaltig zu bekämpfen. Zusätzlich zur Meldepflicht muss der Bund – analog zum Beschaf-
fungswesen (Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen, Änderung vom 1. April 
2015) – mittels Stichproben die Einhaltung der Lohngleichheit in den Unternehmen überprü-
fen und bei Pflichtverletzungen Sanktionen anordnen. Als Möglichkeiten sehen wir die Einfüh-
rung eines Behördenklagerechts oder alternativ eine Busse. Um wirksam zu sein, müsste letz-
tere jedoch höher sein als die Kosten zur Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands. Die 
Sanktionen sind entsprechend in der Verordnung zu konkretisieren. Gewerkschaften und Ar-
beitnehmendenvertretungen müssen bei der Behörde eine Kontrolle beantragen können. Für 
das Gleichstellungsgesetz schlagen wir folgende Formulierung vor:  

Art. 13 e bis (neu) Meldung und Sanktionen von Pflichtverletzungen 

1 (neu) Wenn eine Arbeitgeberin oder ein Arbeitgeber innert der vorgeschriebenen Frist keine 
Lohnanalyse durchgeführt hat, deren Durchführung nicht hat kontrollieren lassen, die Arbeit-
nehmerinnen oder Arbeitnehmer nicht innert der vorgeschriebenen Frist informiert hat oder 
allfällige Lohndiskriminierungen nicht innert max. drei Jahren behoben hat, meldet die Kon-
trollstelle dies der zuständigen Behörde.  

2 (ergänzt) Die zuständige Behörde […] in diese Liste eintragen. Stellt der Arbeitgeber oder die 
Arbeitgeberin nicht den rechtmässigen Zustand her, ergreift der Bund weitere Sanktionen.  

3 (neu) Die zuständige Behörde führt regelmässige Stichkontrollen durch, um die Einhaltung 
des Gesetzes zu überprüfen. 

4 (neu) Die zuständige Behörde führt auf Antrag von Arbeitnehmendenorganisationen bei 
Verdacht auf Lohndiskriminierung Kontrollen durch.  

Art. 13f Einbezug von Organisationen 

Der Einbezug der Gewerkschaften ist für uns zwingend und muss in Art. 13d und 13e gere-
gelt werden. Wird dies so umgesetzt, kann Art. 13f weggelassen werden.  

Art. 13g Information der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer / OR Art. 663c bis  

Wir begrüssen die Information der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mittels Anhang zur 
Bilanz oder separatem Bericht über die Kontrolle. Wir sind jedoch der Meinung, dass die In-
formation detailliert erfolgen und das genaue Ausmass des unerklärten Lohnunterschieds be-
ziffern sowie vorgesehene Korrekturmassnahmen enthalten muss. 

Art. 17a Übergangsbestimmungen zur Änderung vom…  

Damit der Verfassungsgrundsatz der Lohngleichheit schnellstmöglich erfüllt wird, erwarten wir 
die Kontrolle aller Unternehmen bis spätestens 2025.  
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Stärkung des Eidgenössischen Büros für Gleichstellung sowie Begleitung durch Tripartite 
Kommission 

Die Durchsetzung der Lohngleichheit bedingt eine Stärkung des Eidgenössischen Büros für 
Gleichstellung, das mit den entsprechenden Kompetenzen und finanziellen Ressourcen ausge-
stattet werden muss. Weiter sind die Sozialpartner auch auf nationaler Ebene in die Umsetzung 
einzubeziehen, vorzugsweise in einer Tripartiten Kommission. Behörde und Kommission müssen 
für eine faire Durchführung der Lohnkontrollen sorgen. Die Tripartite Kommission hat zur Aufga-
be, die Umsetzung des revidierten Gesetzes zu begleiten, die Entwicklung zu verfolgen, Fokus-
branchen zu bestimmen und Empfehlungen auszusprechen. Zu diesem Zweck schlagen wir eine 
Ergänzung von Artikel 16 vor:  

Art. 16 

Abs. 2 

g. (neu) es überprüft mittels Stichkontrollen die Einhaltung der Lohnanalysen und Kontrollen (Art. 
13a bis g) und spricht bei Zuwiderhandlungen Sanktionen aus.  

Abs. 3 (neu) Eine Tripartite Kommission begleitet die Umsetzung von Art. 13a bis g.  

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Regula Bühlmann 
Präsident Zentralsekretärin 
 

 


